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Antrag
der Fraktion der CDU
der Fraktion der SPD
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Einrichtung einer Enquetekommission zur Erarbeitung von Vorschlägen für eine effektive Präventionspolitik in Nordrhein-Westfalen mit folgenden Handlungsschwerpunkten:

· Erkennung und Beseitigung von strukturellen Risikofaktoren für Jugenddelinquenz (primäre und sekundäre Kriminalprävention)

· Optimierte Ausgestaltung von bestehenden und Konzeption von neuen Maßnahmen der Strafe und Erziehung delinquenter Jugendlicher (tertiäre Prävention)

I. 

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss I hat seine Beweisaufnahme abgeschlossen und empfiehlt mit Blick auf den Untersuchungsgegenstand und die sonstige Entwicklung von jugendlicher Gewalt und Kriminalität die Einsetzung einer Enquetekommission. Sie soll den Themenkomplex Prävention in einem umfassenderen Sinne bearbeiten, als dies für einen Untersuchungsausschuss möglich wäre.

II.

Im Jahr 2006 wurde gegen 100.487 Kinder, 278.447 Jugendliche und 241.824 Heranwachsende in Deutschland als Tatverdächtige ermittelt. Ein kleiner Teil (rund 3 bis 6 Prozent) der jugendlichen Tatverdächtigen fällt durch wiederholte Begehung von Straftaten auf. Jungen gehören öfter zu der Gruppe der „mehrfach Auffallenden“ jugendlichen Tatverdächtigen als Mädchen. Diese kleine Gruppe von Mehrfach- bzw. Intensivtätern begeht nach Untersuchungen der Landeskriminalämter zwischen 30 und 60 % der für die Altersgruppe bekannt gewordenen Straftaten. 2006 waren 22 % aller Tatverdächtigen keine Deutschen.

Die möglichen Ursachen der Jugenddelinquenz sind heterogen. Denn wie sich Kinder und Jugendliche entwickeln, ist das Ergebnis eines vielfältigen Zusammenspiels von gesellschaftlichem und persönlichem Umfeld, von beabsichtigten Wirkungen und unbeabsichtigten Wirkungen und Nebenwirkungen der Erziehung, von fremden und eigenen Entscheidungen.

Anlässlich der intensiven öffentlichen Diskussion über Gewaltstraftaten Jugendlicher und Heranwachsender rückt neben der Frage der Ausgestaltung des Jugendstrafvollzugs auch die Frage nach Präventivkonzepten immer stärker in den Mittelpunkt der Diskussion. 

Der Landtag NRW stellt sich der Verantwortung, die strukturellen Risikofaktoren im Land NRW zu untersuchen, die kriminalitätsbegünstigend auf Kinder- und Jugendliche wirken können. Es kann davon ausgegangen werden, dass nicht die Kinder und Jugendlichen sich entscheidend verändert haben, sondern vor allem die Rahmenbedingungen, unter denen sie aufwachsen. Strukturbedingte Risikofaktoren dabei können zum Beispiel im Schulversagen, der mangelnden beruflichen Ausbildung und der Jugendarbeitslosigkeit sowie in Integrationsdefiziten und dem Zerfall des familiären und sozialen Umfeldes gesehen werden. Es geht also darum, die strukturellen Hürden des Aufwachsens ins Blickfeld zu rücken. 

Das übergeordnete Ziel ist es, die strukturellen Rahmenbedingungen so auszugestalten, dass möglichst viele junge Menschen von vorneherein mit jenen Kompetenzen und Ressourcen ausgestattet werden, die sie benötigen, um ihr eigenes Leben innerhalb unserer Gesellschaft bewältigen zu können, damit immer weniger Kinder und Jugendliche durch Behandlung, Disziplinierung und Strafe erst im Nachhinein in die Gesellschaft integriert werden müssen.

Nur nach einer intensiven Analyse der geänderten Rahmenbedingungen und ihrer möglichen Auswirkungen auf das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen können Ziel führende politische Maßnahmen ins Auge gefasst, geprüft und umgesetzt werden. 

Abweichendes Verhalten und strafwürdiges Verhalten muss konsequent beachtet und beantwortet werden. Der Staat und seine Institutionen sowie die Gesellschaft insgesamt haben hierbei die Verantwortung, zeitnah und unmittelbar einzuschreiten und deutliche Grenzen zu setzen.  Der Schutz der Gesellschaft vor gefährlichen Intensivstraftätern hat Priorität. Im Rahmen der Strafvollstreckung gegen Jugendliche und Heranwachsende sind die Maßnahmen so auszugestalten, dass die Resozialisierungschancen optimiert werden. Denn auch eine verbesserte Resozialisierung dient der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger. 

III.

Ziel der Arbeit der Enquetekommission ist:

1. Die strukturellen Risikofaktoren für Kinder- und Jugendkriminalität aufzeigen und analysieren, wobei zwischen den unterschiedlichen Bedingungen des Aufwachsens für Mädchen und Jungen zu unterscheiden ist.

2. Maßnahmen aufzeigen, die geeignet sind, diesen Risikofaktoren entgegen zu wirken.

3. Dem Landtag konkrete, umsetzbare und die Interessen der Kommunen und Landschaftsverbände berücksichtigende Vorschläge zu unterbreiten, wie Rahmenbedingungen und Unterstützungssysteme ausgestaltet werden können, um der Delinquenz von Kindern und Jugendlichen möglichst früh begegnen zu können.

4. Die bestehenden staatlichen Erziehungs- und Strafmaßnahmen in Nordrhein-Westfalen auf Optimierungsmöglichkeiten hin zu untersuchen.

5. Die Konzeption neuer Erziehungs- und Strafmaßnahmen für straffällig werdende Jugendliche und Heranwachsende zu diskutieren und dem Landtag umsetzbare Vorschläge zu unterbreiten.

Die Mitglieder der Enquetekommission sind gehalten, die Vorschläge im Wege des Konsenses anzustreben, damit von ihrer Arbeit eine wertebildende Orientierung für die Gesellschaft des Landes NRW ausgehen kann, und hierbei in einer ressortübergreifenden Gesamtbetrachtung auf kostenneutrale Lösungen zu achten. 

IV.

Der Landtag setzt eine Enquetekommission nach § 57 der Geschäftsordnung des Landtags ein, in der die Fraktionen nach Maßgabe des § 57 Abs. 2 Geschäftsordnung vertreten sind.

Der Enquetekommission werden für die Dauer ihrer Tätigkeit sowie für ihre Vor- und Nacharbeiten bis zur Entscheidung des Parlaments jeweils zwei Mitarbeiterinnen/zwei Mitarbeiter des höheren oder des gehobenen Dienstes und eine Schreibkraft zur Verfügung gestellt. 

Den Fraktionen werden die Kosten für eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter des höheren Dienstes und die Kosten in halber Höhe für eine Schreibkraft erstattet und entsprechend technische Ausstattung und Büroräume zur Verfügung gestellt. Wahlweise ist eine Abrechnung des tatsächlich entstehenden Personalaufwandes oder die Gewährung eines Pauschalbetrages je angefangenen Monat der Tätigkeit der Enquetekommission möglich.

Die Enquetekommission kann Expertinnen und Experten anhören, Forschungsaufträge erteilen und Studienfahrten bzw. Ortsbesichtigungen oder Projektforschung durchführen. Die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen sind im Haushalt zu schaffen.
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